
RVP Bulletin 2011 | Nr. 7 

 
 

RVP Bulletin 
Geplante Änderungen im schweizerischen Versicherung svertrags-
recht in Kürze  
 
 

 

 

Dr. Alois Rimle, LL.M. 
rimle@rvpartner.ch 
 
Zürich, November 2011, Nr. 7 

 

 
Inhalt 

Entwurf des Versicherungsvertragsgesetzes ....................... 1 

Zwingende, halbzwingende und dispositive  Bestimmungen1 

Versichertenschutz .............................................................. 2 

Einführung eines allgemeinen Widerrufsrechts ................... 2 

Anspruchsberechtigung ....................................................... 2 

Keine Genehmigungsfiktion der Police ................................ 2 

Informationspflicht über Geschlechter-Prämiendifferenz ..... 3 

Frühzeitige vorvertragliche Information ............................... 3 

Kollektive Versicherungen ................................................... 3 

Anzeigepflicht vor und während des Vertrages ................... 3 

Vorläufige Deckungszusage ................................................ 3 

Möglichkeit der Rückwärtsversicherung .............................. 3 

Folge der Obliegenheitsverletzung ...................................... 4 

Abschlagszahlungen ........................................................... 4 

Prämienanpassungsklausel ................................................. 4 

Neue Kündigungsregelung .................................................. 4 

Versicherungsschutz nach Vertragsbeendigung ................. 4 

Verlängerung der Verjährungsfrist ....................................... 5 

Schaden- und Summenversicherung .................................. 5 

Mehrfachversicherung in der Schadenversicherung ............ 5 

Direktes Forderungsrecht in der Haftpflichtversicherung ..... 5 

Rechtsvertreter in der Rechtsschutzversicherung ............... 6 

Konzept der Vertrauensärzte ............................................... 6 

Versicherungsvermittlung .................................................... 6 

Ombudsstelle ...................................................................... 7 

Missbräuchliche Versicherungsbedingungen ...................... 7 

Übergangsregelung ............................................................ 7 

Abkürzungen ....................................................................... 7 

 
 

Entwurf des Versicherungsvertragsgesetzes 

Die Botschaft und der Entwurf der vorliegenden To-
talrevision des VVG wurden im September 2011 pu-
bliziert. Die geplante Revision wird als nächstes im 
Parlament beraten und tritt frühestens anfangs 2013 
in Kraft. Gleichzeitig sollen auch verschiedene Be-
stimmungen des VAG geändert werden. Es macht an 
dieser Stelle Sinn, einen ersten Überblick über die 
wichtigsten gesetzlichen Änderungen, die geplant 
sind, zu geben.  

Zwingende, halbzwingende und dispositive  
Bestimmungen  

Wie im bisherigen Gesetz wird auch im VVG-Entwurf 
zwischen zwingenden, halbzwingenden und disposi-
tiven Bestimmungen unterschieden. Während zwin-
gende Bestimmungen nicht und halbzwingende Be-
stimmungen nicht zuungunsten der versicherten oder 
der anspruchsberechtigten Person geändert werden 
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dürfen, steht es den Parteien frei, von dispositiven 
Bestimmungen abzuweichen.  
 
Im gegenwärtigen Gesetz sind sowohl die zwingen-
den als auch die halbzwingenden Bestimmungen zif-
fernmässig bestimmt. Im VVG-Entwurf trifft dies nur 
noch für die halbzwingenden Bestimmungen zu (Art. 
2 E-VVG). Es ist gemäss Botschaft nicht erforderlich, 
die zwingenden Bestimmungen ebenfalls besonders 
zu bezeichnen. Ihre zwingende Natur ergibt sich oh-
ne weiteres aus dem öffentlichen Interesse (z.B. 
Konkurs des VU, Erfüllungsort, Übergangsbestim-
mungen) oder aus dem Umstand, dass die Parteien 
nicht über Rechte Dritter verfügen können (z.B. direk-
tes Forderungsrecht des Geschädigten im Haftpflicht-
recht), oder aus dem Umstand, dass eine Bestim-
mung nicht Gegenstand vertragsautonomer Rege-
lung ist (z.B. Geltungsbereich des Gesetzes).   

Versichertenschutz  

Das neue VVG soll einen angemessenen Versicher-
tenschutz realisieren. Zu diesem Zweck sind ver-
schiedene Bestimmungen als halbzwingende Be-
stimmungen ausgestaltet, die nicht zuungunsten der 
versicherten oder der anspruchsberechtigten Person 
abgeändert werden dürfen. Der Schutzbereich halb-
zwingender Bestimmungen erfasst Verträge mit Kon-
sumenten sowie Verträge mit kleinen und mittleren 
Unternehmen. Nicht erfasst sind hingegen Kredit- 
und Kautionsversicherungen sowie Grossrisiken. In 
diesen Bereichen sind die betreffenden Bestimmun-
gen dispositiver Natur. Ein Unternehmen, das sich 
gegen Grossrisiken versichern will, bedarf für ge-
wöhnlich keines Schutzes. Es verfügt selber über die 
erforderlichen Kenntnisse und Ressourcen, um die 
eigenen Interessen zu schützen (Art. 2 E-VVG).   

Einführung eines allgemeinen Widerrufsrechts 

Es soll für sämtliche VN (Konsumenten und Firmen-
kunden) ein vierzehntägiges Widerrufsrecht einge-
führt werden. Ausgeschlossen ist das Widerrufsrecht 
lediglich bei kollektiven Personenversicherungen, 
vorläufigen Deckungszusagen sowie Versicherungs-
verträgen mit einer Laufzeit von weniger als einem 
Monat. Das VU muss die VN vorvertraglich über das 
Widerrufsrecht informieren (Art. 7-8 und Art. 12 E-
VVG). Die Regelung im VVG-Entwurf geht weiter als 
die einschlägigen Richtlinien der EU, die ein solches 

Widerrufsrecht nur für Lebensversicherungen und für 
im Fernabsatz abgeschlossene Schadenversiche-
rungsverträge vorsehen. Das allgemeine Widerrufs-
recht wird in der schweizerischen Versicherungswirt-
schaft als zu weitgehend kritisiert.  

Anspruchsberechtigung 

Wie das geltende Recht und die meisten europäi-
schen Rechtsordnungen folgt der VVG-Entwurf im 
Zusammenhang mit der Anspruchsberechtigung 
dogmatisch der so genannten Interessentheorie: In-
teressensträger ist, wer rechtlich den Schaden tragen 
müsste, wenn kein Versicherungsvertrag bestünde. 
Die Versicherung kann im Interesse des VN (Versi-
cherung für eigene Rechnung) oder im Interesse ei-
ner Drittperson (Versicherung für fremde Rechnung) 
abgeschlossen werden.  

Es wird vermutet, dass die Versicherung für Rech-
nung der versicherten Person abgeschlossen wird 
und dass gegebenenfalls der Versicherungsanspruch 
dieser versicherten Person zusteht. Die versicherte 
Person (die Person, deren Sachen oder übriges 
Vermögen) kann der VN (Eigenversicherung) oder 
eine Drittperson (Fremdversicherung) sein. Der direk-
te Anspruch der versicherten Drittperson darf in der 
kollektiven Kranken- und Unfallversicherung sowie 
bei besonderer gesetzlicher Anordnung nicht wegbe-
dungen werden (Art. 9-10 E-VVG).   

Keine Genehmigungsfiktion der Police 

Nach der VVG-Revision kann sich der Versicherer 
nicht mehr wie heute auf die Police berufen, falls die-
se einer anders lautenden Vereinbarung wider-
spricht. Auf diese Weise wird der Versicherer zu 
mehr Sorgfalt beim Vertragsabschluss gezwungen: 
Er muss künftig dafür sorgen, dass die Vermittler den 
Kunden nicht mehr versprechen als nachher in der 
Police steht (Art. 11 E-VVG versus Art. 12 VVG).  

Damit in Zusammenhang steht die Regelung, wo-
nach der VN eine Kopie des Antrags oder anderwei-
tiger schriftlicher Erklärungen des Antragstellers ver-
langen kann, auf deren Grundlage der Vertrag abge-
schlossen wurde. Auf dieses Herausgaberecht muss 
das VU vorvertraglich hinweisen (Art. 11 und 12 E-
VVG). 



 

3 
RVP Bulletin 2011 | Nr. 7 

Informationspflicht über Geschlechter-
Prämiendifferenz 

Die geltende vorvertragliche Informationspflicht wird 
durch die Pflicht erweitert, über eine allfällige Prämi-
endifferenz aufgrund des Geschlechts zu informieren. 
Anders als im EU-Recht verbietet der VVG-Entwurf 
geschlechtsabhängige Prämien nicht. Er verlangt nur 
Transparenz (Art. 12 E-VVG).  

Frühzeitige vorvertragliche Information 

Die vorvertraglichen Informationen sowie die allge-
meinen Versicherungsbedingungen sind schriftlich, 
verständlich und rechtzeitig vorzulegen, so dass der 
Versicherungsnehmer sie bei Beantragung oder An-
nahme des Vertrags kennen kann (Art. 13 E-VVG). 
Der Gesetzesentwurf stellt klar, dass der VN über 
genügend Zeit für eine angemessene Kenntnisnahme 
der Informationen verfügen muss. Die vorvertragliche 
Information muss deshalb frühzeitig erfolgen.  

Kollektive Versicherungen 

Der VVG-Entwurf enthält verschiedene Bestimmun-
gen, die der Besonderheit der kollektiven Versiche-
rung Rechnung tragen.  

Das geltende Recht sieht für Kollektivverträge, die 
anderen Personen als dem VN einen direkten Leis-
tungsanspruch verleihen, allgemein vor, dass der VN 
diese Personen über den wesentlichen Inhalt des 
Vertrages sowie dessen Änderungen und Beendi-
gung informieren muss (Art. 3 VVG). Im VVG-Entwurf 
gilt dies nur noch in der Lebensversicherung und bei 
betrieblichen Kollektivversicherungen (Art. 111 und 
116 E-VVG).  

Die Kündigung nach einer Anzeigepflichtverletzung 
wird im VVG-Entwurf wie im geltenden Recht auf den 
betroffenen Teil des Vertrages begrenzt (Art. 21 E-
VVG). Dasselbe gilt auf Verlangen des VN für die 
Kündigung nach einer Gefahränderung (Art. 21 und 
47 E-VVG).  

Im Weiteren wird bei kollektiven Personenversiche-
rungen das Widerrufsrecht des VN ausgeschlossen, 
kann der direkte Anspruch der versicherten Drittper-
son bei der kollektiven Kranken- und Unfallversiche-
rung nicht ausgeschlossen werden, und bestehen bei 
kollektiven Personenversicherungen besondere Be-
schränkungen für die Bearbeitung von besonders 

schützenswerten Personendaten (Art. 7, 10 und 71 
E-VVG). 

Anzeigepflicht vor und während des Vertrages 

Das Versicherungsvertragsrecht enthält einerseits 
Bestimmungen über die vorvertragliche Anzeige-
pflicht und andererseits Bestimmungen über die An-
zeigepflicht bei Gefahrerhöhung während des Ver-
trages. Der VVG-Entwurf regelt die zeitliche Abgren-
zung zwischen diesen beiden Arten von Anzeige-
pflichten: Bis zur Übergabe oder Absendung der 
Auskünfte an das VU gilt die vorvertragliche Anzei-
gepflicht. Danach liegt eine meldepflichtige Gefah-
rerhöhung vor (Art. 17 E-VVG).  

Vorläufige Deckungszusage 

Mit einer vorläufigen Deckungszusage kann der VN 
bereits vor Abschluss des definitiven Vertrages Ver-
sicherungsschutz erlangen. Die vorläufige De-
ckungszusage ist ein selbstständiger Versicherungs-
vertrag, der dem VVG untersteht. Trotz breiter An-
wendung in der Praxis ist er bisher gesetzlich nicht 
geregelt, was nun geändert werden soll. Bei der vor-
läufigen Deckungszusage besteht nur eine be-
schränkte vorvertragliche Informationspflicht, und es 
kommen keine besonderen Formvorschriften zur 
Anwendung (Art. 23 E-VVG).  

Möglichkeit der Rückwärtsversicherung 

Nach geltendem Recht ist ein Vertrag grundsätzlich 
nichtig, wenn im Zeitpunkt des Abschlusses der Ver-
sicherung die Gefahr bereits weggefallen oder das 
befürchtete Ereignis schon eingetreten ist. Neu soll 
es den Parteien überlassen werden, ob sie eine 
Rückwärtsversicherung abschliessen wollen. Eine 
Vorverlegung der Deckung soll auch dann zulässig 
sein, wenn die Parteien bereits Kenntnis vom frühe-
ren Eintritt eines befürchteten Ereignisses haben  
oder sich im Ungewissen über ein möglicherweise 
bereits eingetretenes Ereignis befinden. Nichtig ist 
eine Rückwärtsversicherung aufgrund des Grundsat-
zes von Treu und Glauben hingegen dann, wenn al-
lein der VN wusste (oder wissen musste), dass ein 
versichertes Ereignis bereits vor Abschluss des Ver-
trages eingetreten ist (Art. 24 E-VVG).  
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Folge der Obliegenheitsverletzung 

Nach dem VVG-Entwurf kann das VU im Fall der 
Verletzung einer gesetzlichen oder vertraglichen Ob-
liegenheit seine Leistung bei vorsätzlicher Verletzung 
verweigern. Bei eventualvorsätzlicher oder fahrlässi-
ger Verletzung kann das VU die Leistung entspre-
chend dem Grad des Verschuldens kürzen. Keine 
Leistungskürzung erfolgt hingegen, wenn sich die 
Obliegenheitsverletzung nicht auf die Leistungspflicht 
des VU ausgewirkt hat (Kausalitätsprinzip). Voraus-
setzung für eine Leistungskürzung ist deshalb, dass 
der Eintritt des Schadens durch die Obliegenheitsver-
letzung begünstigt oder dessen Umfang dadurch 
vergrössert wurde (Art. 41 E-VVG). 

Abschlagszahlungen 

Der VVG-Entwurf sieht ausdrücklich die Pflicht zu 
Abschlagszahlungen vor: Bestreitet das VU seine 
Leistungspflicht nur dem Umfang nach, so kann die 
anspruchsberechtigte Person Abschlagszahlungen 
bis zur Höhe des unbestrittenen Betrags verlangen 
(Art. 39 E-VVG). 

Prämienanpassungsklausel 

Nach dem revidierten Recht sollen Prämienanpas-
sungsklauseln neu nur noch dann zugelassen wer-
den, wenn sich die für die Prämienberechnung mas-
sgeblichen Verhältnisse nach Vertragsabschluss we-
sentlich verändert haben. Eine wesentliche Verände-
rung muss unter sachlichen Gesichtspunkten ge-
rechtfertigt sein. Macht das VU von der Anpassungs-
klausel Gebrauch, so kann der VN den Vertrag oder 
den betroffenen Vertragsteil kündigen (Art. 48 E-
VVG).  

Neue Kündigungsregelung 

Es soll neu ein ordentliches Kündigungsrecht als 
halbzwingende Bestimmung in das VVG aufgenom-
men werden. Nach der neuen Bestimmung kann der 
Vertrag grundsätzlich auf das Ende des dritten oder 
jedes darauf folgenden Jahres unter Einhaltung einer 
Frist von drei Monaten gekündigt werden. Die Partei-
en können kürzere Kündigungsfristen vereinbaren 
(Art. 52 E-VVG). Ausgenommen von der Regelung 
ist die Lebensversicherung, wo der Vertrag bereits 
nach Ablauf eines Jahres gekündigt werden kann 
(Art. 106 E-VVG). Mit der Einführung eines ordentli-

chen Kündigungsrechts soll die gegenwärtige Mög-
lichkeit, einen Vertrag im Schadenfall zu kündigen, 
wegfallen.  

Wie zahlreiche andere Verträge soll auch der Versi-
cherungsvertrag aus wichtigem Grund jederzeit ge-
kündigt werden können. Ein wichtiger Grund liegt vor, 
wenn der kündigenden Person die Fortsetzung des 
Vertrags nach Treu und Glauben nicht mehr zugemu-
tet werden kann, was etwa bei Versicherungsbetrug 
oder bei einer unfairen Behandlung der Fall sein 
kann (Art. 53 E-VVG).  

Im Weiteren soll (wie bisher) gelten, dass der VN den 
Vertrag ausserordentlich kündigen kann, wenn dem 
VU die Bewilligung entzogen wird. Dasselbe soll neu 
auch zutreffen, wenn ein bewilligungspflichtiges VU 
über keine Bewilligung zum Geschäftsbetrieb verfügt 
(Art. 54 E-VVG). Es sind im revidierten Recht weitere 
ausserordentliche Kündigungsmöglichkeiten aus-
drücklich vorgesehen: Die ausserordentliche Kündi-
gung ist möglich bei der Verletzung der Informations-
pflicht oder der Anzeigepflicht (Art. 14 und 18 E-
VVG), der vorläufigen Deckungszusage (Art. 23 E-
VVG), dem Prämienzahlungsverzug (Art. 30 E-VVG), 
der Gefahrerhöhung oder –verminderung (Art. 45-46 
E-VVG), der Prämienanpassung (Art. 48 E-VVG), der 
Handänderung (Art. 51 E-VVG), der Mehrfachversi-
cherung (Art. 79 E-VVG) und der Übertragung des 
Versicherungsbestandes (Art. 62 VAG).  

Versicherungsschutz nach Vertragsbeendigung 

Der Gesetzesentwurf führt den Grundsatz einer 
zehnjährigen Nachhaftung ein: Danach besteht auch 
dann eine Leistungspflicht des Versicherers, wenn 
die versicherte Gefahr und der versicherte Schaden 
nicht kumulativ während der Vertragsdauer auftreten. 
Es ist ausreichend, dass sich die versicherte Gefahr 
während der Laufzeit des Vertrags verwirklicht. Die 
daraus resultierenden Schäden (z.B. Heilkosten, Er-
werbsausfall), die innert zehn Jahren seit Beendi-
gung des Vertrags eintreten, sind dann gleichwohl 
noch gedeckt. Die berufliche und gewerbliche Haft-
pflichtversicherung wird von der halbzwingenden Re-
gelung ausgenommen, so dass dort das „Claims-
made-Prinzip“ weiterhin vereinbart werden kann (Art. 
55 E-VVG).  

Im Weiteren stellt der Gesetzesentwurf für hängige 
Versicherungsfälle klar, dass Vertragsbestimmungen 
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nichtig sind, wonach das VU berechtigt sein soll, bei 
Vertragsbeendigung nach Eintritt des befürchteten 
Ereignisses bestehende Leistungsverpflichtungen 
bezüglich Dauer und Umfang einseitig zu beschrän-
ken oder aufzuheben (Art. 56 E-VVG).  

Verlängerung der Verjährungsfrist 

Die gegenwärtige kurze Verjährungsfrist von zwei 
Jahren ist nicht mehr zeitgemäss. Es wird im VVG-
Entwurf deshalb für Forderungen auf Versicherungs-
leistungen eine Verjährung von zehn Jahren nach 
Eintritt des befürchteten Ereignisses und für Prämi-
enforderungen eine Verjährung von fünf Jahren nach 
Eintritt der Fälligkeit vorgeschlagen (Art. 64 E-VVG).  

Schaden- und Summenversicherung 

Die kritisierte Unterscheidung zwischen Schaden- 
und Personenversicherung soll im revidierten Gesetz 
aufgegeben und stattdessen zwischen Schaden- und 
Summenversicherung unterschieden werden. Dabei 
wird hinsichtlich der Leistungsvoraussetzungen da-
nach unterschieden, ob das befürchtete Ereignis auf 
dem Eintritt eines Schadens beruhen muss oder 
nicht. Nach heutiger Auffassung können sowohl Per-
sonen- als auch Sach- und Vermögensversicherun-
gen als Schaden- oder Summenversicherung ausge-
staltet werden.  

Eine Schadenversicherung ist dann gegeben, wenn 
das befürchtete Ereignis durch einen Schaden im 
Rechtssinn ausgelöst wird (z.B. Heilungs- und Spi-
talkostenversicherung). Die Schadenversicherung 
folgt dem Prinzip des einmaligen Ersatzes der erlitte-
nen Einbusse. Der Geschädigte muss sämtliche 
Leistungen, die er zum Zweck des Schadenaus-
gleichs erhält, an die Versicherungsleistung anrech-
nen lassen. Eine Kumulation der Ansprüche ist inso-
weit ausgeschlossen (Art. 75 E-VVG).  

Eine Summenversicherung ist dann gegeben, wenn 
das befürchtete Ereignis nicht auf dem Eintritt eines 
Schadens beruhen muss (z.B. (Risiko-) Lebensversi-
cherung). Das Kriterium des Schadeneintritts ist im 
Rahmen der Summenversicherung unerheblich. Bei 
der Summenversicherung hat das VU die eigene 
Leistung kumulativ zu allfälligen anderen Ansprüchen 
zu erbringen (Art. 84 E-VVG). 

Weil eine eindeutige Zuordnung zu Schaden- oder 
Summenversicherung oftmals schwierig ist, soll die 
Frage, ob die Leistungen anzurechnen sind oder 
nicht, der vertraglichen Regelung durch die Parteien 
überlassen werden. Das VU muss den VN vorver-
traglich über den Leistungscharakter im Sinn von 
Schaden- oder Summenversicherung informieren 
(Art. 12 E-VVG).  

Mehrfachversicherung in der Schadenversiche-
rung 

Die Fälle der heutigen Doppelversicherung im Be-
reich der Schadenversicherung werden im Geset-
zesentwurf unter dem Titel „Mehrfachversicherung“ in 
einer neuen und zeitgemässen Weise geregelt. Er-
fasst werden nur Mehrfachversicherungen, die von 
demselben VN mit mehreren VU abgeschlossen 
werden.  

Es gilt vereinfacht dargestellt folgende Regelung: 
Zunächst ist der VN verpflichtet, das VU umgehend 
schriftlich über die Mehrversicherung zu informieren. 
Jedes VU hat dann die Möglichkeit, den Vertrag zu 
kündigen, weil die Mehrfachversicherung eine Ände-
rung des Vertragsinhalts unabhängig vom Willen des 
VU bewirkt. Bei einer Verletzung der Informations-
pflicht kann das VU nach Kenntnisnahme der Verlet-
zung ebenfalls kündigen. Bei den ungekündigten 
Verträgen werden Versicherungssumme und Prämie 
angepasst (Art. 78-83 E-VVG).  

Direktes Forderungsrecht in der Haftpflichtversi-
cherung 

Im VVG-Entwurf ist in der Haftpflichtversicherung an-
stelle des bisherigen Pfandrechts an der Versiche-
rungsleistung ein direktes Forderungsrecht vorgese-
hen. Das direkte Forderungsrecht der geschädigten 
Person gegen die Haftpflichtversicherung der schä-
digenden Person stellt sicher, dass eine Versiche-
rungsleistung tatsächlich der geschädigten Person 
ausbezahlt wird und nicht durch die haftpflichtige 
Person oder deren Gläubiger zweckentfremdet wer-
den kann. Der Gesetzesentwurf beschränkt das di-
rekte Forderungsrecht auf die Personen- und Sach-
schäden. Bei der nicht obligatorischen Haftpflichtver-
sicherung für reine Vermögensschäden ist das direk-
te Forderungsrecht nicht vorgesehen, kann zwischen 
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den Parteien aber aufgrund der dispositiven Natur 
der Bestimmung vereinbart werden (Art. 91 E-VVG).  

Rechtsvertreter in der Rechtsschutzversicherung 

Während man gegenwärtig allgemein davon ausgeht, 
dass die Rechtsvertretung sowohl durch das VU als 
auch durch die versicherte Person beauftragt werden 
kann, stellt der Gesetzesentwurf klar, dass die Beauf-
tragung der Rechtsvertretung künftig nur noch durch 
die versicherte Person erfolgen kann. Diese kann als 
Auftraggeberin die Rechte aus dem Auftrag selb-
ständig geltend machen. Ihr steht das auftragsrecht-
liche Weisungsrecht zu, und sie bestimmt über die 
Auflösung des Vertrages. Somit liegt die Verfahrens-
hoheit in formeller Hinsicht ganz bei der versicherten 
Person (Art. 97 E-VVG).  

Konzept der Vertrauensärzte 

Der Gesetzesentwurf übernimmt teilweise das Institut 
der Vertrauensärzte auf die Krankenzusatzversiche-
rung und die Taggeldversicherung, soweit dies zum 
Schutz der Daten der Versicherten notwendig er-
scheint. Danach kann die versicherte Person verlan-
gen, dass der Leistungserbringer medizinische An-
gaben nur dem Vertrauensarzt des VU bekannt gibt, 
wenn sie bei demselben VU oder bei miteinander 
verbundenen VU sowohl nach dem KVG als auch 
nach dem VVG gegen Krankheit versichert ist. Der 
Vertrauensarzt gibt die Informationen in der Folge 
gefiltert an das VU weiter, soweit dies für die Ent-
scheidung und Festsetzung der Versicherungsleis-
tung nötig ist (Art. 72 E-VVG).  

Versicherungsvermittlung 

In der gegenwärtigen Praxis ist nicht immer klar, wer 
Versicherungsmakler und wer Versicherungsagent 
ist, weil Mischformen existieren. Mit dem vorgeschla-
genen neuen Gesetz soll eine klare Zweiteilung zwi-
schen Versicherungsmaklern und Versicherungs-
agenten erreicht werden. In Zukunft sind Vermittler 
sowohl privatrechtlich als auch aufsichtsrechtlich 
entweder mit einem VU oder mit einem VN verbun-
den. Der Versicherungsmakler steht in einem Treue-
verhältnis zu den Kunden und handelt in deren Inte-
resse, während der Versicherungsagent von einem 
oder mehreren VU mit der Vermittlung von Versiche-
rungsverträgen betraut wird und dabei das jeweilige 

VU vertritt. Die bisher im Aufsichtsrecht mögliche 
Doppeleintragung im Vermittlerregister als gebunde-
ner und ungebundener Vermittler wird in Zukunft 
nicht mehr möglich sein (Art. 65, 67 und 68 E-VVG; 
Art. 41 E-VAG). 

Das heutige Courtagesystem soll bei den Versiche-
rungsmaklern trotz inhärentem Interessenkonflikt 
beibehalten werden. Der Interessenkonflikt soll hin-
gegen durch eine weitreichende Informationspflicht 
über die Vergütungen entschärft werden. Die Infor-
mationspflicht soll sicherstellen, dass der Kunde die 
Tragweite des Interessenkonflikts erkennen und bei 
seinem Entscheid über die Wahl des VU und des 
Versicherungsprodukts einbeziehen kann. Zudem 
sollen Zusatzentschädigungen wie namentlich die 
Superprovisionen oder die Contingent Commissions 
nicht mehr zulässig sein (Art. 65 und 66 E-VVG; Art. 
45a E-VAG). Im Unterschied zum Versicherungs-
makler trifft den Versicherungsagenten hinsichtlich 
der Entschädigung keine Offenlegungspflicht. Dabei 
ist aber zu beachten, dass im Lebensversicherungs-
bereich eine Orientierung über die Abschlusskosten 
(inkl. Courtagezahlungen) im Rahmen der vorvertrag-
lichen Informationspflichten direkt durch das VU er-
folgen muss (Art. 12 E-VVG).  

Während der Versicherungsmakler den Kunden über 
die Produkte verschiedener VU berät und aufklärt, in-
formiert der Versicherungsagent den Kunden über 
die Produkte seines jeweiligen VU. Für beide Vermitt-
lertypen bestehen eine Dokumentationspflicht und 
eine Pflicht, über die Tätigkeit als Vermittler zu infor-
mieren (Art. 65, 67 und 69 E-VVG). 

Für den Fall der Verletzung privatrechtlicher Pflichten 
durch den Vermittler verweist der Gesetzesentwurf 
auf die Haftungsregelung des OR im Vertretungsfall 
(Art. 70 E-VVG). Weil die Durchsetzung privatrechtli-
cher Ansprüche manchmal schwierig sein kann, ist 
vorgesehen, im VAG auf bestimmte privatrechtliche 
Pflichten im VVG zu verweisen. Auf diese Weise wird 
sichergestellt, dass neben den privatrechtlichen 
Sanktionsmöglichkeiten gegenüber den Versiche-
rungsvermittlern zusätzlich verwaltungsrechtliche 
Massnahmen möglich sind und so die Schutzvorkeh-
rungen verstärkt werden. Das gilt etwa für die Offen-
legung der Entschädigung nach Art. 66 E-VVG und 
die Informationspflicht nach Art. 69 E-VVG (Art. 45 E-
VAG). Die Regelung der Information über die Versi-
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cherungsvermittlung befindet sich gegenwärtig im 
Aufsichtsrecht und soll neu in das Vertragsrecht 
überführt werden, weil es dabei um privatrechtliche 
Pflichten gegenüber dem VN geht.  

Ombudsstelle 

Die zugelassenen Direktversicherer und die unge-
bundenen Versicherungsvermittler verpflichten sich 
nach vorgeschlagener VAG-Revision, eine unabhän-
gige, privatrechtlich organisierte Ombudsstelle zu er-
richten und dieser beizutreten. Der Beitritt muss 
nachgewiesen werden. Im Fall des VU muss der 
Nachweis im Geschäftsplan enthalten sein. Sowohl 
das VU als auch der ungebundene Vermittler müs-
sen in ihren Verträgen auf die Möglichkeit hinweisen, 
bei Meinungsverschiedenheiten an die Ombudsstelle 
zu gelangen (Art. 4, 44 und 85a E-VAG).  

Missbräuchliche Versicherungsbedingungen 

Der VVG-Entwurf enthält keine Bestimmung zum 
missbräuchlichen Inhalt von allgemeinen Versiche-
rungsbedingungen. Hingegen enthält Art. 117 AVO 
unter anderem eine entsprechende Missbrauchsbe-
stimmung: Danach handelt ein VU missbräuchlich, 
wenn es (vorformulierte) Vertragsbestimmungen 
verwendet, die eine der Vertragsnatur erheblich wi-
dersprechende Verteilung von Rechten und Pflichten 
vorsehen.  

Im Weiteren handelt nach dem revidierten Art. 8 
UWG (Inkrafttreten am 1. April 2012) allgemein un-
lauter, wer allgemeine Geschäftsbedingungen ver-
wendet, die in Treu und Glauben verletzender Weise 
zum Nachteil der Konsumenten ein erhebliches und 
ungerechtfertigtes Missverhältnis zwischen den ver-
traglichen Rechten und den vertraglichen Pflichten 
vorsehen.   

Übergangsregelung 

Das revidierte VVG soll entsprechend dem allgemei-
nen Rechtsgrundsatz auf alle Verträge anwendbar 
sein, die nach seinem Inkrafttreten abgeschlossen 

werden. Es soll auch auf Änderungen bereits beste-
hender Verträge anwendbar sein, die nach Inkrafttre-
ten der Revision vereinbart werden. Auf die geänder-
ten Vertragsteile kommt das neue Recht zur Anwen-
dung. Eine Vertragsverlängerung gilt ebenfalls als 
Änderung: Wird der Vertrag als Ganzes verlängert, 
so kommt das neue Recht umfassend zur Anwen-
dung (Art. 130 E-VVG). 

Verschiedene Bestimmungen des revidierten VVG 
sollen vorwiegend aus Gründen des Versicherten-
schutzes auch auf bereits bestehende Verträge zur 
Anwendung kommen. Dabei handelt es sich etwa um 
das Widerrufsrecht, die Anspruchsberechtigung in 
der kollektiven Kranken- und Unfallversicherung, Mit-
teilungen und Fristwahrung, die Prämienverzugsre-
gelung, Obliegenheiten nach Schadeneintritt, Leis-
tungen des VU, Vertragsänderungen, die ausseror-
dentliche Kündigung, die Nachhaftung sowie Rege-
lungen der Schaden- und Summenversicherung (Art. 
130 E-VVG).  

Abkürzungen 

AVO: Verordnung über die Beaufsichtigung von priva-
ten Versicherungsunternehmen von 2005 (Auf-
sichtsverordnung) 

E-VAG: Entwurf des revidierten Bundesgesetzes betref-
fend die Aufsicht über Versicherungsunterneh-
men von 2011 

E-VVG: Entwurf des revidierten Bundesgesetzes über 
den Versicherungsvertrag von 2011 

KVG: Bundesgesetz über die Krankenversicherung 
von 1994 

OR: Schweizerisches Obligationenrecht von 1911 
UWG: Bundesgesetz gegen den unlauteren Wettbe-

werb von 1986  
VAG: Bundesgesetz betreffend die Aufsicht über Ver-

sicherungsunternehmen von 2004 
VN: Versicherungsnehmer 
VU: Versicherungsunternehmen  
VVG: Bundesgesetz über den Versicherungsvertrag 

von 1908 
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